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B R E M I S C H E B Ü R G E R S C H A F T
Landtag
18. Wahlperiode

Beschlussprotokoll
5. Sitzung
28. 09. 11

Nr. 18/62 – 18/81

Nr. 18/62

Folgende Tagesordnungspunkte werden ausgesetzt:

1. Wahl von fünf Mitgliedern und fünf stellvertretenden Mitgliedern des Richter-
wahlausschusses

2. Wahl von sieben Vertrauensleuten und sieben Vertretern/Vertreterinnen in den
Ausschüssen zur Wahl der ehrenamtlichen Richter/-innen des Verwaltungs-
gerichts und des Oberverwaltungsgerichts

3. Wahl der Mitglieder und stellvertretenden Mitglieder des Betriebsausschusses
Performa Nord

4. Wahl der Mitglieder und stellvertretenden Mitglieder des Sondervermögens-
ausschusses „Sonstiges Sondervermögen Versorgungsrücklage des Landes Bre-
men“

5. Wahl der Mitglieder und stellvertretenden Mitglieder des Sondervermögens-
ausschusses „Bremer Kapitaldienstfonds“

6. Gesetz zur Änderung des Gesetzes über die Rechtsverhältnisse der Mitglieder
der Bremischen Bürgerschaft (Bremisches Abgeordnetengesetz)

Antrag der Fraktion DIE LINKE
vom 4. Juli 2011
(Drucksache 18/10)
1. Lesung

7. Einrichtung einer Stelle eines Opferschutzbeauftragten

Antrag der Fraktion der CDU
vom 13. September 2011
(Drucksache 18/51)

Nr. 18/63

Fragestunde

1. Arbeitszeitkontrolle

Anfrage der Abgeordneten Dieter Reinken, Winfried Brumma, Björn Tschöpe
und Fraktion der SPD vom 30. August 2011

2. Zulassungen zum Vorbereitungsdienst an Schulen

Anfrage der Abgeordneten Kristina Vogt und Fraktion DIE LINKE vom 6. Sep-
tember 2011

3. Geförderte Beschäftigung

Anfrage der Abgeordneten Claudia Bernhard, Kristina Vogt und Fraktion DIE
LINKE vom 6. September 2011

4. Brandanschläge im Land Bremen

Anfrage des Abgeordneten Jan Timke (BIW) vom 13. September 2011
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5. Sexuelle Übergriffe an Schulen im Land Bremen

Anfrage der Abgeordneten Sybille Böschen, Mustafa Güngör, Björn Tschöpe
und Fraktion der SPD vom 13. September 2011

6. Arbeitsbedingungen für Taxifahrer/-innen im Land Bremen

Anfrage der Abgeordneten Wolfgang Jägers, Dieter Reinken, Jürgen Pohlmann,
Björn Tschöpe und Fraktion der SPD vom 13. September 2011

7. Geflügelfabrik Wiesenhof

Anfrage der Abgeordneten Wolfgang Jägers, Sarah Ryglewski, Rainer Hamann,
Björn Tschöpe und Fraktion der SPD vom 13. September 2011

8. Kooperationsvertrag PD Oldenburg – Uni Emden/Leer

Anfrage der Abgeordneten Wilhelm Hinners, Thomas Röwekamp und Fraktion
der CDU vom 15. September 2011

9. Einsatz von Fußfesseln im Land Bremen

Anfrage des Abgeordneten Jan Timke (BIW) vom 16. September 2011

10. Bio-Brotbox für Grundschülerinnen und Grundschüler

Anfrage der Abgeordneten Dr. Maike Schaefer, Sülmez Dogan, Dr. Matthias
Güldner und Fraktion Bündnis 90/Die Grünen vom 19. September 2011

11. Land Bremen als „Schaufenster“ für Elektromobilität weiterentwickeln

Anfrage der Abgeordneten Andreas Kottisch, Elias Tsartilidis, Björn Tschöpe und
Fraktion der SPD vom 22. September 2011

Die Bürgerschaft (Landtag) nimmt von den Antworten des Senats Kenntnis.

12. Ergänzende Auslegung von Planunterlagen zum Bauabschnitt 4 der A 281

Anfrage der Abgeordneten Heiko Strohmann, Thomas Röwekamp und Frak-
tion der CDU vom 22. September 2011

13. Aufsichtspflicht über die Lohnsteuerhilfevereine

Anfrage der Abgeordneten Gabriela Piontkowski, Thomas Röwekamp und Frak-
tion der CDU vom 22. September 2011

Diese Anfragen hat der Senat gemäß § 30 Absatz 5 der Geschäftsordnung der
Bremischen Bürgerschaft schriftlich beantwortet.

Nr. 18/64

Aktuelle Stunde

Die Bürgerschaft (Landtag) führt auf Antrag der Abgeordneten Dr. Hermann Kuhn,
Dr. Matthias Güldner und Fraktion Bündnis 90/Die Grünen sowie des Abgeordne-
ten Björn Tschöpe und Fraktion der SPD eine Aktuelle Stunde über folgendes Thema
durch:

„Euro-Krise bedroht Bund, Länder und Gemeinden – keine Zeit für billigen
Populismus“.

Nr. 18/65

Neubildung eines Landesjugendhilfeausschusses

Mitteilung des Senats vom 20. September 2011
(Drucksache 18/56)

Die Bürgerschaft (Landtag) wählt die in der Mitteilung des Senats enthaltenen Mit-
glieder und stellvertretenden Mitglieder des Landesjugendhilfeausschusses.
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Nr. 18/66

Wahl von zwei Mitgliedern und zwei stellvertretenden Mitgliedern des Verwaltungs-
rates der Stiftung Deutsches Schiffahrtsmuseum

Die Bürgerschaft (Landtag) wählt folgende Mitglieder und stellvertretende Mitglie-
der des Verwaltungsrates der Stiftung Deutsches Schiffahrtsmuseum:

Markmann-Breuer, Sabine Stellvertreterin: Mahnke, Manuela

Mützelburg, Dieter Stellvertreterin: Schön, Silvia

Nr. 18/67

Stellungnahme des Senats zum 33. Jahresbericht der Landesbeauftragten für Daten-
schutz

Mitteilung des Senats vom 23. August 2011
(Drucksache 18/37)

Die Bürgerschaft (Landtag) überweist die Stellungnahme des Senats zum 33. Jahres-
bericht der Landesbeauftragten für Datenschutz zur Beratung und Berichterstattung
an den Ausschuss für Wissenschaft, Medien, Datenschutz und Informationsfreiheit.

Nr. 18/68

Gesetz zum 15. Rundfunkänderungsstaatsvertrag

Mitteilung des Senats vom 30. August 2011
(Drucksache 18/40)
1. Lesung

Die Bürgerschaft (Landtag) beschließt das Gesetz in erster Lesung und überweist es
zur Beratung und Berichterstattung an den Ausschuss für Wissenschaft, Medien, Da-
tenschutz und Informationsfreiheit.

Nr. 18/69

Gleiche finanzielle Ausstattung für Elternvereine und freie Träger

Antrag der Fraktion der CDU
vom 31. August 2011
(Drucksache 18/43)

Die Bürgerschaft (Landtag) lehnt den Antrag ab.

Nr. 18/70

Einrichtung einer unabhängigen zentralen Antidiskriminierungsstelle

Antrag der Fraktion DIE LINKE
vom 8. September 2011
(Drucksache 18/46)

Die Bürgerschaft (Landtag) lehnt den Antrag ab.

Nr. 18/71

Netzwerk gegen Diskriminierung bilden: Offensive für eine diskriminierungsfreie
Gesellschaft

Antrag der Fraktionen Bündnis 90/Die Grünen und der SPD
vom 27. September 2011
(Drucksache 18/62)

Die Bürgerschaft (Landtag) fordert den Senat auf,
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1. sich auf Bundes-, Landes- oder kommunaler Ebene für die Bekämpfung von Be-
nachteiligungen einzusetzen,

2. zu prüfen, wie die bestehenden Einrichtungen und Strukturen des Landes Bre-
men dahingehend angepasst werden können, dass auch dort jeglichen diskri-
minierenden Tatbeständen als zentrale Aufgabe nachgegangen und dies auch
der Öffentlichkeit bekannt gemacht wird,

3. in den Zuwendungsverträgen mit den entsprechenden Einrichtungen zu verein-
baren, dass die Empfänger/-innen sich im Rahmen ihrer Leitbilddiskussion mit
dem Thema Antidiskriminierung auseinanderzusetzen haben und daraus kon-
krete Maßnahmen zur Vermeidung von Diskriminierung abzuleiten sind,

4. vor Ort für das Thema Diskriminierungsschutz zu sensibilisieren und es als
Querschnittsaufgabe politisch zu verankern,

5. dass das Bundesland Bremen sich der Koalition gegen Diskriminierung anschließt
und die Absichtserklärung „Offensive für eine diskriminierungsfreie Gesellschaft“
der Antidiskriminierungsstelle des Bundes unterzeichnet.

Die Bürgerschaft (Landtag) bittet den Senat, ihr in einem Jahr über die Umsetzung
der oben genannten Punkte Bericht zu erstatten.

Nr. 18/72

Steuermehreinnahmen für soziale und bildungspolitische Investitionen einsetzen!

Antrag der Fraktion DIE LINKE
vom 13. September 2011
(Drucksache 18/47)

Die Bürgerschaft (Landtag) lehnt den Antrag ab.

Nr. 18/73

Abkommen zur Änderung des Abkommens über die Zentralstelle der Länder für
Sicherheitstechnik und über die Akkreditierungsstelle der Länder für Mess- und
Prüfstellen zum Vollzug des Gefahrstoffrechts

Mitteilung des Senats vom 13. September 2011
(Drucksache 18/48)

Die Bürgerschaft (Landtag) stimmt dem Abkommen zur Änderung des Abkommens
über die Zentralstelle der Länder für Sicherheitstechnik und über die Akkreditierungs-
stelle der Länder für Mess- und Prüfstellen zum Vollzug des Gefahrstoffrechts zu.

Nr. 18/74

Abkommen zur Änderung des Abkommens über die Zentralstelle der Länder für
Gesundheitsschutz bei Arzneimitteln und Medizinprodukten

Mitteilung des Senats vom 13. September 2011
(Drucksache 18/49)

Die Bürgerschaft (Landtag) stimmt dem Abkommen zur Änderung des Abkommens
über die Zentralstelle der Länder für Gesundheitsschutz bei Arzneimitteln und Me-
dizinprodukten zu.

Nr. 18/75

Bericht zur Haushaltslage der Freien Hansestadt Bremen gemäß § 3 Absatz 2 des
Stabilitätsratsgesetzes

Mitteilung des Senats vom 13. September 2011
(Drucksache 18/50)

Die Bürgerschaft (Landtag) nimmt von der Mitteilung des Senats Kenntnis.
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Nr. 18/76

Transparenz in Ausschüssen und Deputationen weiterentwickeln

Antrag der Fraktionen der SPD und Bündnis 90/Die Grünen
vom 20. September 2011
(Drucksache 18/54)

D a z u

Änderungsantrag der Fraktion DIE LINKE
vom 26. September 2011

(Drucksache 18/61)

Die Bürgerschaft (Landtag) stimmt dem Änderungsantrag zu.

Die Bürgerschaft (Landtag) stimmt dem Antrag in geänderter Fassung wie folgt zu:

1. Der Vorstand der Bremischen Bürgerschaft wird gebeten, gemeinsam mit der
Bürgerschaftskanzlei das einheitliche Verfahren zur Veröffentlichung der Ta-
gesordnungen, Vorlagen und Protokolle der parlamentarischen Ausschüsse auf
der Internetseite der Bremischen Bürgerschaft zügig abzuschließen.

2. Die Bürgerschaft (Landtag) erwartet, dass der Senat analog zu den Regelungen
der Ausschüsse zeitgleich mit der Einladung an die Abgeordneten eine Veröf-
fentlichung der Dokumente aus den jeweiligen Fachdeputationen auf den Inter-
netseiten der jeweiligen Ressorts gewährleistet.

Nr. 18/77

Wahl eines Mitglieds des Rechtsausschusses

Wahlvorschlag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen

Die Bürgerschaft (Landtag) wählt die Abgeordnete

Linda  N e d d e r m a n n

anstelle des Abgeordneten Björn Fecker zum Mitglied des Rechtsausschusses.

Nr. 18/78

Gesetz zum Staatsvertrag zwischen dem Land Niedersachsen und der Freien Han-
sestadt Bremen über Aufgaben und Zuständigkeiten im Bereich der Bundesautobahn
A 27 Bremen–Cuxhaven

Mitteilung des Senats vom 20. September 2011
(Drucksache 18/55)
1. Lesung
2. Lesung

Die Bürgerschaft (Landtag) beschließt das Gesetz in erster und zweiter Lesung.

Nr. 18/79

Bewegungsfreiheit für Flüchtlinge – Lockerung und Abschaffung der Residenzpflicht
für Asylbewerber/-innen und Geduldete

Antrag der Fraktion DIE LINKE
vom 20. September 2011
(Drucksache 18/58)

Die Bürgerschaft (Landtag) lehnt den Antrag ab.

Nr. 18/80

Bericht des Petitionsausschusses Nr. 2
vom 21. September 2011

(Drucksache 18/60)

Die Bürgerschaft (Landtag) beschließt die Behandlung der Petitionen wie vom Aus-
schuss empfohlen.
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Nr. 18/81

Rücknahmepflicht von Energiesparlampen

Antrag der Fraktionen Bündnis 90/Die Grünen und der SPD
vom 27. September 2011
(Drucksache 18/63)

1. Die Bürgerschaft (Landtag) erneuert ihre Bitte an den Senat vom Februar 2011,
sich auf Bundesebene dafür einzusetzen, dass der Einzelhandel analog zu der
Rücknahmepflicht von Altbatterien gesetzlich zur Rücknahme von Energiespar-
lampen verpflichtet wird.

2. Darüber hinaus bittet die Bürgerschaft (Landtag) den Senat, die Bundesregie-
rung aufzufordern, sich bei der EU für niedrigere Quecksilber-Grenzwerte in
Energiesparlampen und Leuchtröhren einzusetzen. Ein Wert von 2 Milligramm
soll verbindlich für Energiesparlampen bis 25 Watt festgelegt werden.
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